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Abwägungsvorschlag
Gemeinde Nienborstel, Bebauungsplan Nr. 5 „Wohngebiet Voßkoppel“
Beteiligung gem. §§ 4 Abs. 2, 3 Abs. 2 und 2 Abs. 2 BauGB Abwägungsvorschlag

A. Weder Anregungen noch Hinweise äußerten folgende Beteiligte:

Beteiligter
1. Gemeinde Nindorf, über Amt Mittelholstein, Schreiben vom 18.02.2024
2. Gemeinde Osterstedt, über Amt Mittelholstein, Schreiben vom 09.01.2024
3. Gemeinde Remmels über Amt Mittelholstein, Schreiben vom 19.02.2024
4. Gemeinde Todenbüttel über Amt Mittelholstein, Schreiben vom 19.02.2024
5. Gemeinde Hohenwestedt über Amt Mittelholstein, Schreiben vom 04.02.2024
6. Landesport Verband Schleswig-Holstein, Schreiben vom 09.02.2024
7. Handwerkskammer Flensburg, Schreiben vom 04.01.2024
8. 50Hertz Transmission GmbH, Schreiben vom 17.01.2024
9. Autobahn GmbH des Bundes, Schreiben vom 03.01.2024
10. Landesamt für Landwirtschaft und nachhaltige Entwicklung, Untere Forstbehörde, Schreiben vom 03.01.2024
11. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Schreiben vom 15.01.2024
12. Stiftung Naturschutz Schleswig-Holstein, Schreiben vom 19.01.2024
13. Ericsson Services GmbH; Richtfunktrassen, Schreiben vom 30.11.2023
14. Landwirtschaftskammer, Schleswig-Holstein, Schreiben vom 23.01.2024
15. Tennet TSO GmbH, Schreiben über Bil-,Portal, Schreiben 03.01.2024
16. Dataport, Schreiben vom 04.01.2024
17. Eisenbahn-Bundesamt, Schreiben vom 22.01.2024
18. Gasunie, GmbH, über Bil -Portal, Schreiben vom 04.01.2024
19. Open Grid, über BiI -Portal, Schreiben vom 04.01.2024
20. GM.SH Gebäudemanagement, Schreiben vom 26.01.2024
21. Industrie- und Handelskammer zu Kiel, Schreiben vom 06.02.2024
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B.  Im Rahmen der frühz. Öffentlichkeitsbeteiligung sind keine Stellungnahmen eingegangen.

Auslegungszeitraumes vom 09.01. bis zum 09.02.2024 im Amtsgebäude des Amtes Mittelholstein. Zusätzlich sind die Bekanntmachung und die Unterlagen
unter folgender Adresse im Internet abrufbar: https://www.amt-mittelholstein.de/leben-arbeiten/bauen-wohnen/aktuelle-bauleitplanung

C. Folgende Beteiligte äußerten Anregungen oder gaben Hinweise:

1. Wasser- und Bodenverband Luhnau, Schreiben vom 16.01.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Aus Sicht des WBV Luhnau bestehen grundsätzlich keine Bedenken gegen
den B-Plan Nr. 5 bzw. die 6. Änderung des F-Planes der Gemeinde Nien-
borstel. Wenn die angegebene Einleitmenge mit 1,2 l/sha von der Wasser-
behörde des Kreises Rendsburg-Eckernförde akzeptiert wird, hat auch der
Verband keine Bedenken.

Berücksichtigung
Im vorliegenden Entwässerungskonzept „Abwasserbeseitigung / Nachweis-
nach A-RW1 und DWA A-117, erstellt durch Bornholdt Ingenieure, Albers-
dorf, Juli 2023“ ist eine Drosselung auf 1,2 l/(s*ha) berücksichtigt worden.

2. Abfallwirtschaft Rendsburg-Eckernförde GmbH, Schreiben vom 25.01.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Aufgrund des hohen Unfallrisikos bei der Abfallentsorgung bestehen seitens
der Berufsgenossenschaft besondere Anforderungen an die von Müllfahr-
zeugen zu befahrenden Straßen. Eine der weitreichendsten Vorgaben der
Unfallverhütungsvorschriften ist ein Rückwärtsfahrverbot für Müllfahrzeuge
im Rahmen der Leerungstour. Dieses wirkt sich insbesondere auf die Ab-
fallentsorgung in Sackgassen ohne oder ohne ausreichend dimensionierte
Wendemöglichkeit aus, wo die Anlieger gefordert sind, die Mülltonnen am
Rand einer für das Müllfahrzeug befahrbaren Straße bereitzustellen.
Um solche Erschwernisse zu vermeiden, empfehlen wir, neu geplante Stra-
ßen möglichst als Durchgangs oder Ringstraße zu gestalten. Ist dies nicht
möglich, sollte am Ende der Straße eine ausreichend dimensionierte Wen-
deanlage vorgesehen werden.

Kenntnisnahme
Die geplante Straße erfolgt als Anbindung an den vorhandenen Mühlenkamp
und ist keine Sackgasse. Sie führt als Ringstraße an den Mühlenweg.
Es ist vorgesehen, dass die Anlieger der Privatstraßen am Abfuhrtag die.
Mülltonnen am Rand der öffentlichen Planstraße bereitstellen.
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2. Abfallwirtschaft Rendsburg-Eckernförde GmbH, Schreiben vom 25.01.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Weitere Anforderungen an Straßen, die von Müllfahrzeugen befahren wer-
den sollen.

· ausreichende Tragfähigkeit (bis 30 t)
· ausreichende Straßenbreiten

Straßen mit Begegnungsverkehr mindestens 4,75 m
Straßen ohne Begegnungsverkehr mindestens 3,55 m

· bei Ein- und Ausfahrten und in Kurvenbereichen müssen die
Schleppkurven der eingesetzten Müllfahrzeuge berücksichtigt werden
(dieses gilt auch bei Pflanzinseln, Bäumen und ausgewiesenen Park-
plätzen)

· eine lichte Durchfahrtshöhe von mindestens 4 m zuzüglich Sicher-
heitsabstand ist erforderlich (Lichtraumprofil)

· Bodenschwellen müssen so gestaltet werden, dass sie von Müllfahr-
zeugen problemlos überfahren werden können.

Kenntnisnahme
Die Hinweise werden in die Begründung aufgenommen.
Die Straßenbreite und Kurvenradien sind entsprechend zu beachten.

3. Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Schreiben vom 18.01.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Seitens des LBV-SH wird folgendes bemerkt:
Gegen die o. a. Bauleitplanung bestehen in straßenbaulicher und verkehrli-
cher Hinsicht kein Bedenken.
Straßen des überörtlichen Verkehrs, die in der Verwaltung des LBV-SH lie-
gen werden von der o. a. Bauleitplanung nicht betroffen.

Kenntnisnahme
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3. Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Schreiben vom 18.01.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Hinweis: Für neue Wohnbebauung ist Lärmsanierung zu Lasten des Kreises
als Baulastträger der Kreisstraße K 82 ausgeschlossen. Es ist mit Beein-
trächtigung der Wohnnutzung durch Verkehrslärm und erheblich zunehmen-
dem Verkehrslärm zu rechnen.

Kenntnisnahme
Durch die Fa. Wasser- und Verkehrs- Kontor GmbH, Neumünster wurde eine
lärmtechnische Untersuchung (April 2025) „Verkehrslärm nach DIN 18005
/16.BlmSchV“ mit nachstehendem Ergebnis erstellt:
Die Ausbreitungsberechnung zeigt, dass die städtebaulich wünschenswerten
Orientierungswerte tags und nachts eingehalten werden. Es werden daher
keine Lärmschutzmaßnahmen erforderlich. Aus lärmtechnischen Gesichts-
punkten bestehen keine Bedenken über die Anordnung der geplanten
schutzbedürftigen Bebauung des B-Plan Nr.5 „Wohngebiet Voßkoppel“ der
Gemeinde Nienborstel.
Für weitere Einzelheiten wird auf das Gutachten verwiesen.

4. Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport, Schreiben vom 20.02.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Mit Schreiben vom 03.01.2023 informieren Sie über die 6. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes und die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 5 der Ge-
meinde Nienborstel. Ziel der Planung ist die Schaffung eines ca. 2,37 ha gro-
ßen allgemeinen Wohngebietes östlich des Mühlenwegs, nördlich der Be-
bauung am Mühlenkamp. Konkret sollen auf der Fläche 18 Wohnbaugrund-
stücke entwickelt werden. Neben Einfamilienhäusern soll auf einer Teilfläche
die Option für ein Mehrfamilienhaus geschaffen werden. Der Flächennut-
zungsplan stellt die Fläche bislang als Fläche für die Landwirtschaft dar und
soll entsprechend geändert werden.

Kenntnisnahme

Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu der Bauleitplanung wie folgt Stel-
lung:
Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung erge-
ben sich aus der am 17.12.2021 in Kraft getretenen Landesverordnung über
den Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein – Fortschreibung 2021 vom
25.11.2021 (LEP-VO 2021, GVOBl. Schl.-H. S. 1409) sowie dem Regional-
plan III (Amtsbl. Schl.-H. 2001, Seite 49).

Kenntnisnahme
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4. Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport, Schreiben vom 20.02.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Die Gemeinde Nienborstel verfügt nach den Festlegungen des Regionalplans
III über keine zentralörtliche Einstufung und befindet sich im ländlichen Raum.
Aus dem Regionalplan III sind keine Festlegungen ersichtlich, die einer wohn-
baulichen Nutzung an dieser Stelle von vornherein entgegenstehen würden.

Kenntnisnahme

Grundsätzlich können nach Ziffer 3.6.1 Abs.1 der LEP-Fortschreibung 2021
in allen Gemeinden im Land neue Wohnungen gebaut werden. Hierbei hat
nach Ziffer 3.9 Abs. 4 des LEP-Fortschreibung 2021 die Innenentwicklung
Vorrang vor der Außenentwicklung. Bevor die Kommunen neue, nicht er-
schlossene Bauflächen ausweisen, ist von ihnen aufzuzeigen, inwieweit sie
noch vorhandene Flächenpotentiale ausschöpfen können.  In den Planunter-
lagen hat bereits eine Auseinandersetzung mit den Innenentwicklungspoten-
zialen in der Gemeinde stattgefunden.
Es wurden 6 potenzielle Baulücken identifiziert. Im Ergebnis geht die Ge-
meinde jedoch davon aus, dass nur in der Baulücke 6 eine kurzfristige Be-
bauung stattfindet. Insofern geht die Gemeinde Nienborstel von einem realis-
tischen Innenentwicklungspotenzial aus.

Kenntnisnahme

Nach der LEP-Fortschreibung 2021 gehört die Gemeinde Nienborstel zu den
Nicht-Siedlungsschwerpunkten im ländlichen Raum. Gemeinden, die keine
Schwerpunkte für den Wohnungsbau sind, decken den örtlichen Bedarf. Dort
können im Zeitraum bis 2036 bezogen auf den Wohnungsbestand am
31.12.2020 neue Wohnungen im Umfang von bis zu 10 Prozent in den länd-
lichen Räumen gebaut werden. In der Baufertigstellungstatistik sind im Jahr
2022 für die Gemeinde Nienborstel keine Baufertigstellungen erfasst. Die fünf
Baufertigstellungen aus dem Jahr 2021 werden entsprechend Kapitel 3.6.1
Abs. 3 LEP 2021 nicht angerechnet. Die Landesplanung geht entsprechend
der Begründung des B- Plans aber davon aus, dass die 2023 genehmigten
vier Wohneinheiten auch in der Baugenehmigungsstatistik einfließen werden
und insofern auch auf den Rahmen anzurechnen sein werden. Die Landes-
planung geht ferner davon aus, dass es sich bei den 4 Baugenehmigungen
um Wohneinheiten aus der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 3 handelt.

Kenntnisnahme
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4. Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport, Schreiben vom 20.02.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Der Wohnungsbestand der Gemeinde Nienborstel lag am 31.12.2020 bei 260
Wohneinheiten. Der maximale Rahmen liegt abzüglich des einen festgestell-
ten Innenentwicklungspotenzials und der vier Baugenehmigungen aus dem
Jahr 2023 bei 21 Wohneinheiten bis 2036. Durch die Planung sollen 17
Wohngrundstücke für Einzelhäuser und ggf. ein Mehrfamilienhaus entwickelt
werden. Unter Berücksichtigung der Regelung nach Ziffer 3.6.1 Abs. 3 LEP-
Fortschreibung 2021, dass Wohneinheiten, die in Gebäuden mit drei und
mehr Wohnungen entstehen, nur zu zwei Drittel auf den wohnbaulichen Ent-
wicklungsrahmen angerechnet werden, geht die Landesplanung davon aus,
dass die Bauleitplanung den wohnbaulichen Entwicklungsrahmen nicht über-
schreitet.
Allerdings geht die Landesplanung auch davon aus, dass durch die Bauleit-
planung der wohnbauliche Entwicklungsrahmen der Gemeinde Nienborstel
ausgeschöpft ist.
Die Gemeinde Nienborstel sollte daher durch geeignete Instrumente sicher-
stellen, dass bei der Vergabe der Grundstücke tatsächlich der örtliche Bedarf
gedeckt wird.
Darüber hinaus sollte die Gemeinde durch die Bildung von Erschließungsab-
schnitten eine zeitliche Verteilung des Wohnungsbaus über den Planungs-
zeitraum sicherstellen (vgl. Ziffer 3.6.1 Abs. 1 LEP 2021).

Kenntnisnahme
Mittlerweile liegen neue Daten vor. Beim statistischen Landesamt Nord sind
7 neue Baufertigstellungen zwischen 2022 und 2024 verzeichnet, die einbe-
rechnet werden. Neue Baugenehmigungen sind nicht bekannt.
Demnach verbleiben nach Abzug der 1 anrechenbaren Baulücke rechne-
risch 18 Wohneinheiten (26 – 7 Baufertigstellungen – 1 Baulücke = 18 WE).
Die Planung wurde mittlerweile an den wohnbaulichen Entwicklungsrahmen
angepasst. In einem Teilgebiet ist die Errichtung von nur noch einem Mehr-
familienhaus mit seniorengerechten Wohnungen angedacht. Die geplante
Anzahl von ca. 14 Baugrundstücken für Einfamilienhäuser und ca. 6 WE in
einem Mehrfamilienhaus entspricht somit – unter Berücksichtigung der Re-
gelung nach LEP-Teilfortschreibung „Wohnbaulicher Entwicklungsrahmen“
(2025), dass Wohneinheiten, die in Gebäuden mit drei und mehr Wohnungen
entstehen, nur zur Hälfte angerechnet werden – dem wohnbaulichen Ent-
wicklungsrahmen.
Allerdings nimmt die Gemeinde zur Kenntnis, dass durch die Bauleitplanung
der wohnbauliche Entwicklungsrahmen der Gemeinde Nienborstel ausge-
schöpft ist.

Seitens der Landesplanung wird bestätigt, dass der Planung keine Ziele der
Raumordnung entgegenstehen.

Kenntnisnahme

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der Raumord-
nung und greift damit einer planungsrechtlichen Prüfung des Bauleitplanes
nicht vor. Eine Aussage über die Förderungswürdigkeit einzelner Maßnah-
men ist mit dieser landesplanerischen Stellungnahme nicht verbunden.

Kenntnisnahme

Aus Sicht des Referates für Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht, wer-
den ergänzend folgende Hinweise gegeben:
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4. Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport, Schreiben vom 20.02.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Den Planunterlagen lag eine gemeinsame Begründung sowohl für den F-Plan
als auch für den B-Plan der Gemeinde Nienborstel bei.
Da es sich bei der Änderung des Flächennutzungsplanes und der Aufstellung
eines Bebauungsplans um zwei eigenständige Bauleitplanverfahren handelt,
ist jeweils eine Begründung für den F-Plan und eine für den B-Plan im Sinne
des § 2a Satz 2 Ziffer 1 BauGB anzufertigen. Dabei sollte aus den unter-
schiedlichen Begründungen erkennbar sein, welche Aspekte auf der F-Plan-
Ebene und welche auf der B-Plan-Ebene zu behandeln sind. Die jeweilige
Begründung sind jeweils auf die F- bzw. B-Plan-Ebene anzupassen und die
Inhalte sind entsprechend der Planungshierarchie abgeschichtet zu formulie-
ren.

Berücksichtigung
Für die frühzeitige Beteiligung wird regelmäßig eine gemeinsame Begrün-
dung erstellt, die im weiteren Verfahren in jeweils eigenständige Unterlagen
aufgesplittet wird.
Das Gleiche gilt für den Umweltbericht.

Vorsorglich weise ich darauf hin, dass in der Begründung zum Bauleitplan
entsprechend dem Stand des Verfahrens u. a. nach der Anlage 1 zum BauGB
die aufgrund der Umweltprüfung ermittelten und bewerteten Belange des Um-
weltschutzes in einem Umweltbericht darzulegen sind (§ 2a Satz 2 Nr. 2
BauGB). Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil der Begründung (§
2a Satz 3 BauGB).
Darüber hinaus ist - wie zuvor zur Begründung erwähnt - jeweils ein Umwelt-
bericht für den F-Plan und B-Plan anzufertigen. Auch hier sollte aus den un-
terschiedlichen Umweltberichten erkennbar sein, welche Aspekte auf der F-
Plan-Ebene und welche auf der B-Plan-Ebene zu behandeln sind.
Bei Flächennutzungsplänen ist die Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt der
Beschlussfassung über den Flächennutzungsplan maßgebend (§ 214 Abs. 3
BauGB). Die in der Begründung auf Seite 6 unter Ziffer 3 (rechtlicher Pla-
nungsrahmen) verwendete Fundstelle des BauGB (3. November 2017, BGBl.
I S. 3635), stimmt nicht mit dem derzeitigen Stand der Änderungen (zuletzt
geändert am 3. Juli 2023, BGBl. I Nr. 176 S. 1, I Nr. 214 S. 1) überein. Vor
diesem Hintergrund sollte das zum Zeitpunkt des jeweiligen Verfahrensstan-
des respektive des abschließenden Beschlusses maßgeblich geltende Ände-
rungsdatum berücksichtigt werden.

Berücksichtigung
Die Begründung wird redaktionell angepasst.

In der Planzeichnung sollte eine Übersichtskarte aufgenommen werden, aus
der ersichtlich ist, wo in Relation zum übrigen Ort sich das Plangebiet befin-
det.

Berücksichtigung
Für den Beteiligungsschritt der Veröffentlichung eines Bebauungsplans im
Internet wird regelmäßig ein Satzungsexemplar mit Übersichtskarte erstellt.
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4. Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport, Schreiben vom 20.02.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Wie aus den vorgelegten Planunterlagen und laut Luftbildauswertung ersicht-
lich ist, beabsichtigt die Gemeinde Nienborstel in räumlicher Nähe zu einem
östlich bestehenden Feuerwehrgerätehauses bzw. einer Parkplatzfläche eine
Wohnbaufläche gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO mit der 6. Änderung des F-
Planes darzustellen.
Vorsorglich weise ich darauf hin, dass gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB bei der
Aufstellung von Bauleitplänen die allgemeinen Anforderungen an gesunde
Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen sind und das Baugebiet
ausreichend vor Immissionen geschützt ist. Dabei geht es nicht nur um den
Schutz innerhalb der benachbarter Gebäude, sondern auch um einen hinrei-
chenden Freiflächenschutz (Terrassen, Balkone etc.). In Anbetracht der
räumlichen Nähe zu den östlich an den zu überplanenden Bereich angren-
zenden emittierenden Nutzungen, ist bereits auf der Ebene des Flächennut-
zungsplans nachzuweisen, dass gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse
grundsätzlich gewahrt werden und eine Verträglichkeit dieser beiden Nutzun-
gen gegeben ist. Die zu erwartenden Lärmemissionen sind zu prüfen, ent-
sprechende Ausführungen sind in die Begründung und erforderliche Maßnah-
men als Festsetzung aufzunehmen.

Berücksichtigung
Durch die Fa. Wasser- und Verkehrskontor GmbH, Neumünster wurden
lärmtechnische Untersuchungen zum "Verkehrslärm nach DIN 18005
/16.BlmSchV“ und zum „Gewerbelärm nach TA Lärm“ erstellt. Die Ergeb-
nisse werden in den B-Plan eingearbeitet.
Für weitere Einzelheiten wird auf die Gutachten verwiesen.
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4. Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport, Schreiben vom 20.02.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Nach § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB kann im B-Plan festgesetzt werden, wie viele
Wohnungen in Wohngebäuden höchstens zulässig sein sollen. Es ist jedoch
in jedem Fall zwingend erforderlich, eine solche Beschränkung aus allein
städtebaulichen Gründen zu treffen. Die Zweckmäßigkeit der Festsetzung
muss sich aus der spezifischen städtebaulichen Problematik des Gebietes
ableiten, für das die Festsetzung gelten soll, und aus der Abschätzung der
städtebaulichen Auswirkungen, die mit dieser Festsetzung gerade unterbun-
den werden sollen.
Die Anwendung dieser Norm soll also in solchen Gebieten erfolgen, in denen
durch Begrenzung der zulässigen Anzahl der WE eine Beeinträchtigung der
städtebaulichen Struktur oder Funktion durch Überhandnehmen von Woh-
nungen verhindert werden soll, ohne das Bauvolumen zu beschränken. Nicht
ausreichend hingegen ist der Verweis auf die allgemeinen städtebaulichen
Leitsätze des § 1 Abs. 6 BauGB; ebenso wenig ausreichend ist eine Begrün-
dung, die sich allein auf Vorgaben der Landesplanung (Entwicklungsrahmen)
stützt. Für Neuplanungen kommt eine derartige Regelung nur für sehr spezi-
fische Planungsansätze in Betracht, zumal das BauGB u. a. auch den städ-
tebaulichen Grundsatz eines schonenden und sparsamen Umgangs mit
Grund und Boden formuliert. Vorliegend wird lediglich eine Wohneinheit je
Wohngebäude in den WA 2 und WA 3. Im Hinblick auf das Ziel der Reduktion
der Flächenneuinanspruchnahme sollte diese Festsetzung einer Prüfung un-
terzogen werden.

Berücksichtigung
Auf die Festsetzung zur Zulässigkeit einer Wohneinheit je Wohngebäude
wird verzichtet.
Grundsätzlich muss der wohnbauliche Entwicklungsrahmen beachtet wer-
den. In Bezug auf den schonenden und sparsamen Umgang mit Grund und
Boden strebt die Gemeinde auch verdichteten Wohnungsbau an. Sie möchte
jedoch auch der Nachfrage nach Einfamilienhäusern nachkommen und ein
Angebot dafür zur Verfügung stellen.
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4. Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport, Schreiben vom 20.02.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

XPlanung ist ein Datenstandard zur Bereitstellung von räumlichen Planungs-
daten aus Bauleitplanung, Raumordnung, Landes- und Regionalplanung so-
wie zukünftig auch der Landschaftsplanung in standardisierter und maschi-
nenlesbarer Form (Dateiformat XPlanGML). Dieser Datenstandard sichert ei-
nen verlustfreien Austausch von Planinhalten in direkter Verknüpfung zu den
Geometrie- und zugehörigen Metadaten sowie die Beschleunigung interner
Verfahren und Optimierung normierter Arbeitsprozesse.
Unter Verweis auf die Landesverordnung zur Einführung der Datenaus-
tauschstandards XBau und XPlanung im Bau- und Planungsbereich vom
28.06.2021 (XBauXPlanungVO; Fundstelle: GVOBl. Schl.-H. 2021, S. 855)
weise ich darauf hin, dass die Träger der öffentlichen Verwaltung bei verwal-
tungsträgerübergreifender elektronischer Kommunikation das Datenaus-
tauschstandard XPlanung vom 22.02.2018 (BAnz AT 08.02.2018 B5) in der
jeweils geltenden Fassung gemäß dem Beschluss des Planungsrates für die
IT-Zusammenarbeit der öffentlichen Verwaltung zwischen Bund und Ländern
(IT-Planungsrat) vom 05.10.2017 „ Entscheidung 2017/37 -Standardisie-
rungsagenda: Austausch im Bau- und Planungsbereich“  einzuhalten haben.
Ich mache darauf aufmerksam, dass der Standard XPlanung bereits spätes-
tens seit dem 01.02.2023 verbindlich anzuwenden ist (§ 3 XBauXPla-
nungVO). Auf die Verpflichtung zur Erstellung von Bauleitplänen im XPla-
nung-Standard wird in diesem Zusammenhang besonders hingewiesen.

Kenntnisnahme

Die Übermittlung von Planunterlagen an das Referat für Städtebau und Orts-
planung, Städtebaurecht, nehmen Sie bitte bis auf Weiteres weiterhin als
PDF-Dokument vor.
Weitergehende Informationen (Erläuterungen, Arbeitshilfen, etc.) finden Sie
unter: www.itvsh.de/xplanung/.

Berücksichtigung
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5. Gemeindewerke Hohenwestedt GmbH, Schreiben vom 08.01.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Ich teile Ihnen im Rahmen des Beteiligungsverfahrens zur Aufstellung des
Bebauungsplan Nr. 5. u. 6. Änderung des Flächennutzungsplans, Wohnge-
biet Voßkoppel“ mit, dass alle Belange der Gemeindewerke Hohenwestedt
GmbH und Gemeindewerke Hohenwestedt Kommunalservice berücksichtigt
worden sind.

Kenntnisnahme

6. Kreis Rendsburg-Eckernförde, Schreiben vom 08.02.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Zur vorliegenden überarbeiteten Bauleitplanung, hier eingegangen am
03.01.2024, nehmen die beteiligten Dienststellen wie folgt Stellung:

Fachdienst Regionalentwicklung und Mobilität (Regionalentwicklung)

Die Gemeinde Nienborstel schafft mit der o.g. Bauleitplanung die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für die Realisierung eines allgemeinen Wohn-
gebietes. Das ca. 2,37 ha große Plangebiet befindet sich zentral im Gemein-
degebiet und grenzt im Süden an den Bebauungsplan Nr. 1 an. Die Fläche
wird derzeit landwirtschaftlich genutzt.

Kenntnisnahme

Die Fläche ist dem Außenbereich zuzurechnen, weshalb vorerst Innenbe-
reichspotenziale geprüft werden müssen, um vorhandene Flächenpotenzi-
ale vorrangig auszuschöpfen, bevor neue Außenbereichsflächen bean-
sprucht werden. Mögliche Innenentwicklungspotenziale wurden 2013/ 2014
untersucht und aktualisiert. Im Ergebnis kam heraus, dass es keine geeig-
neten Flächen im Innenbereich gibt, die der Nachfrage und vor allem dem
Bedarf an Wohnraum gerecht werden könnten.

Kenntnisnahme

Standortalternativen werden in den vorgelegten Unterlagen nicht detailliert
untersucht, da die Gemeinde Nienborstel laut Begründung keine andere ent-
sprechend gut gelegene Fläche aufweisen kann.

Kenntnisnahme
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6. Kreis Rendsburg-Eckernförde, Schreiben vom 08.02.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Mit der Bauleitplanung wird der wohnbauliche Entwicklungsrahmen über-
schritten, es wird darauf hingewiesen, dass der wohnbauliche Entwicklungs-
rahmen eine landesplanerische Obergrenze darstellt und keinesfalls zwin-
gend auszuschöpfen ist. Die wohnbauliche Entwicklung sollte vielmehr ent-
sprechend des tatsächlichen demografisch bedingten örtlichen Bedarfs er-
folgen.

Kenntnisnahme
Grundsätzlich geht die Landesplanung davon aus, dass die Bauleitplanung
den wohnbaulichen Entwicklungsrahmen nicht überschreitet. Unter Anwen-
dung der seit 2025 geltenden Regel, dass Wohneinheiten, die in Gebäuden
mit drei und mehr Wohnungen, in Wohnheimen und durch Baumaßnahmen
an bestehenden Gebäuden entstehen, nur zur Hälfte auf den wohnbaulichen
Entwicklungsrahmen anzurechnen (vgl. LEP-Teilfortschreibung „Wohnbauli-
cher Entwicklungsrahmen“, in Kraft getreten am 25.02.2025) sind.
Die Gemeinde ist sich darüber im Klaren, dass durch die Bauleitplanung der
wohnbauliche Entwicklungsrahmen der Gemeinde Nienborstel ausgeschöpft
wird.

Aufgrund des in den Unterlagen beschriebenen Bedarfs sollten die aus-
nahmsweise zulässigen Betriebe des Beherbergungsgewerbes gemäß § 4
Abs. 3 Nr. 1 BauNVO ausgeschlossen werden.

Kenntnisnahme
Die Gemeinde möchte das Wohngebiet in seinen Zulässigkeiten nicht weiter
einschränken. Zu einer solchen nur ausnahmsweise zulässigen Nutzung
müsste die Gemeinde zustimmen, sodass die Entscheidung auch zu einem
späteren Zeitpunkt getroffen werden könnte.

Die Planzeichnung sollte an die Aussagen der Begründung bezüglich der
Bauweise angepasst werden und somit nicht nur Einzelhäuser, sondern
auch Doppelhäuser zulassen.

Kenntnisnahme
Doppelhäuser sind nicht mehr Teil der Planung

Es wird darauf hingewiesen, dass die Ursprungsfassung des gemeindlichen
Flächennutzungsplans aus den 1970er Jahren stammt. Von einem derart
veralteten Flächennutzungsplan geht heute keine planungsrechtlich steu-
ernde Wirkung mehr aus.

Kenntnisnahme
Der Flächennutzungsplan ist bereits zum 6. Mal geändert worden. Für den
Geltungsbereich wurden eine Wohnbaufläche und Grünflächen dargestellt.
Der B-Plan Nr. 5 kann nunmehr aus dem jetzt wirksamen F-Plan entwickelt
werden.
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6. Kreis Rendsburg-Eckernförde, Schreiben vom 08.02.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Fachdienst Bauaufsicht und Denkmalschutz (untere Denkmalschutzbe-
hörde)
Es ist nicht erkennbar, dass
• in die Denkmalliste eingetragene Kulturdenkmale betroffen sind oder be-

troffen sein könnten,
• Objekte der Liste „Objekte zur Kontrolle“ des Landesamtes für Denkmal-

pflege betroffen sind oder betroffen sein könnten oder
• dass Archäologische Kulturdenkmale betroffen sind oder betroffen sein

könnten.
Bedenken seitens der unteren Denkmalschutzbehörde bestehen folglich
nicht.

Kenntnisnahme

Die vorgesehene Fläche befindet sich jedoch fast vollständig in einem Ar-
chäologischen Interessengebiet nach § 12 (2) Ziffer 6 DSchG. Deshalb ist
besonders darauf zu achten, ob und wenn ja, mit welchen Aussagen das
(dafür ausschließlich zuständige) Archäologische Landesamt Schleswig-
Holstein eine Stellungnahme zu der Planung abgibt (vgl. auch Begründung
S. 26).

Kenntnisnahme
Im April/Mai 2023 sind durch das Archäologische Landesamt Untersuchun-
gen durchgeführt und ohne Funde abgeschlossen worden. Dieses wurde
dem Amt mit E-Mail vom 01.05.2023 mitgeteilt.

Aufstellung B-Plan Nr. 5
In Anlehnung an die Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz, Erlass
des MELUND – V 534-531.04 vom 20.01.2017, haben die Knicks und die
ihnen vorgelagerten Schutzstreifen im Innenbereich bestimmten qualitativen
Ansprüchen Rechnung zu tragen (Überführung der Knicks in öffentliches Ei-
gentum und Gewährleistung einer einheitlichen und dauerhaften Pflege inkl.
der vorgelagerten Schutzstreifen).

Kenntnisnahme

Gem. der Scoping-Unterlage wird umfänglich dargestellt, dass die bestehen-
den Knickstrukturen (Knick 2 a u. 2 b) am Südrand des Plangeltungsbe-
reichs eine erhebliche anthropogen bedingte Beeinträchtigung (u. a. stand-
ortfremde Bepflanzung mit nicht heimischen Zier- und Gartengehölzen,
Übernutzung durch intensive Pflege) erfahren.

Kenntnisnahme
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6. Kreis Rendsburg-Eckernförde, Schreiben vom 08.02.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Vor dem o. G. wären die Knickstrukturen i. R. d. vorliegenden Bauleitplan-
verfahrens in öffentliches Eigentum zu überführen und zu revitalisieren (Wie-
derherstellung des Knickwalles in seinen typischen Abmessungen und Be-
pflanzung mit standortheimischen Sträuchern und Gehölzen und räumliche
Sicherung durch eine einheitliche Abzäunung). Sollte das nicht beabsichtigt
sein, wären die Knicks zu entwidmen und andernorts im Verhältnis von 1:1
zu kompensieren.

Kenntnisnahme
Die Knicks an der südlichen Plangebietskante befinden sich derzeit in pri-
vatem Eigentum und eine Übernahme in das Eigentum der Gemeinde ist
nicht geplant.
Es wird daher entsprechend der nachfolgenden Aussage der Unteren Natur-
schutzbehörde eine Entwidmung des Knicks vorgesehen mit Zuordnung ei-
nes Ausgleichs im Verhältnis 1:1 bei Kostentragung durch den Erschlie-
ßungsträger.
Für den östlichen Knick können die Maßgaben eingehalten werden. Eine
Kompensation erfolgt daher nicht.

Die Festsetzungen zu den auf den privaten Baugrundstücken durchzufüh-
renden Baumpflanzungen sollten dahingehend ergänzt werden, als dass
diese mittels eines „Dreibocks“ bzw. einer Pfählung bestehend aus min. 2
Pfählen pro Baum zu versehen sind.

Kenntnisnahme
Die Gemeinde möchte den künftigen Grundstückseigentümern keine solche
Vorgabe geben. Diese sollen flexibel agieren können. Im Rahmen der Baum-
pflanzungen auf öffentlichem Grund, werden nebenstehende Maßnahmen im
Rahmen der Ausbauplanung geprüft.

Der im östlichen Randbereich befindliche Knick und die ihm vorgelagerte
Saumzone soll zu einer Maßnahmenfläche zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft entwickelt werden.

Berücksichtigung

Damit dieser Bereich (Grundflächen ohne bestehenden 3 m breiten Knick-
wall und ohne die aus wassertechnischer Sicht erforderlichen Regenwas-
serretentionsflächen) die ihm zugedachten Funktion erfüllen kann, ist die
Fläche durch Einzäunung vor Fremdnutzung zu schützen und einheitlich zu
pflegen.

Berücksichtigung
Da der östliche Knick teilweise an ein öffentliches Regenrückhaltebecken
grenzen wird, ist eine Einzäunung in dem Bereich nicht erforderlich. An der
Grenze zwischen Maßnahmenfläche und allgemeinem Wohngebiet wird ein
Zaun festgesetzt, sodass eine hinreichende Abgrenzung gegen die privaten
Wohnbaugrundstücke gegeben sein wird.

Gleichzeitig ist in diesem Bereich die Anlage eines Regenwasserrückhalte-
beckens (RRB) beabsichtigt.

Kenntnisnahme
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6. Kreis Rendsburg-Eckernförde, Schreiben vom 08.02.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Flächen wassertechnisch erforder-
liche Einrichtungen darstellen, die intensiv und zu jedweder Zeit unterhalten
werden müssen. Die stehen der Flächenausweisung als Flächen für Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB entgegen und sind daher räumlich
klar abzugrenzen.

Berücksichtigung
Das RRB wird so angeordnet, dass es samt Umfahrung außerhalb des Knick-
schutzstreifens liegt.

Sowohl die genaue Lage und die Abmessungen des RRB wie auch die klare
und eindeutige Trennung dieser beiden Bereiche ist aus der Planzeichnung
nicht ersichtlich. Es wird um eine entsprechende Ergänzung gebeten.
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6. Kreis Rendsburg-Eckernförde, Schreiben vom 08.02.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Zur dauerhaften Absicherung der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft ist die Eintra-
gung einer Dienstbarkeit für den Naturschutz an rangerster Stelle zu Guns-
ten der unteren Naturschutzbehörde des Kreises Rendsburg-Eckernförde
erforderlich und bis zum Satzungsbeschluss notariell auf den Weg zu brin-
gen.

Kenntnisnahme
Die im Bebauungsplan festgesetzte Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gemäß § 9
Abs. 1 Nr. 20 BauGB dient der dauerhaften Sicherung der naturschutzfach-
lich erforderlichen Maßnahmen im Rahmen der Eingriffsregelung. Die Ge-
meinde beabsichtigt, diese Fläche dauerhaft in ihr Eigentum zu übernehmen
und sie entsprechend der planerischen Festsetzung zu entwickeln, zu pfle-
gen und zu erhalten.
Mit der Übernahme der Fläche in das Eigentum der Gemeinde ist sicherge-
stellt, dass die vorgesehenen Maßnahmen langfristig und unabhängig von
etwaigen Eigentümerwechseln umgesetzt und erhalten werden. Die Festset-
zung als Maßnahmenfläche entfaltet als verbindliche Bauleitplanung eine
dauerhafte öffentlich-rechtliche Bindungswirkung und stellt eine zulässige In-
halts- und Schrankenbestimmung des Eigentums dar. In Verbindung mit dem
Gemeindeeigentum besteht damit eine hinreichende rechtliche und tatsäch-
liche Sicherung der Fläche für die vorgesehenen naturschutzfachlichen Zwe-
cke.
Die Gemeinde teilt das Ziel der unteren Naturschutzbehörde, die Dauerhaf-
tigkeit und Wirksamkeit der Maßnahmen sicherzustellen. Sie sieht jedoch an-
gesichts des vorgesehenen Übergangs der Fläche in kommunales Eigentum
sowie der eindeutigen planerischen Festsetzung keine zusätzliche Erforder-
lichkeit für die Bestellung einer dinglichen Sicherung in Form einer Dienst-
barkeit zugunsten der unteren Naturschutzbehörde. Eine solche zusätzliche
Sicherung würde über das zur Zielerreichung notwendige Maß hinausgehen,
ohne einen erkennbaren zusätzlichen Beitrag zur dauerhaften Sicherung der
Maßnahmen zu leisten.
Die Gemeinde ist als Trägerin der Planung dauerhaft an den Bebauungsplan
gebunden und unterliegt zudem der Fachaufsicht sowie den naturschutz-
rechtlichen Verpflichtungen nach dem Bundes- und Landesnaturschutzrecht.
Vor diesem Hintergrund wird die dauerhafte Verfügbarkeit und Entwicklung
der Maßnahmenfläche auch ohne zusätzliche dingliche Sicherung als ge-
währleistet angesehen.
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6. Kreis Rendsburg-Eckernförde, Schreiben vom 08.02.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Um die gestalterisch begründeten Anpflanzungen von Heckenpflanzen die
ihnen zugedachte Funktion langfristig und voll umfänglich erfüllen kann, sind
diese min. 2-reihig herzustellen. Dabei sollte der Abstand der Reihen 1,0 m
und der Pflanzabstand innerhalb der Reihe 0,8 m betragen.
Um eine entsprechende Ergänzung und Übernahme in die textlichen Fest-
setzungen in Teil B des B-Plans wird gebeten.

Kenntnisnahme
Die Anregung wird durch eine entsprechende Ergänzung der bisherigen Aus-
sagen für die Herstellung der Hecken im Umweltbericht berücksichtigt.
Eine Übernahme dieser detaillierten Angaben als Festsetzung erfolgt hinge-
gen nicht, da die Festsetzungen städtebaulich begründet bzw. begründbar
sein müssten. Das wäre vor dem Hintergrund der gestalterischen Vielfalt in
der bisherigen Ortslage von Nienborstel nicht sicher darstellbar.

Da das Kompensationserfordernis extern über die Nutzung eines Ökokontos
bereitgestellt werden soll, ist darauf hinzuweisen, dass bei der Berechnung
eine jährliche Verzinsung von 3 % zu berücksichtigen ist. D. h., ein Ökopunkt
ist daher nicht mit einem m² Kompensationsfläche gleichzusetzen.
Um einen Flächennachweis in der vorläufig ermittelten Höhe von 5.546 m³
erbringen zu können, ist beispielsweise bei einem seit 10 Jahren bestehen-
den Ökokontos eine um 30 % höhere Punktzahl erforderlich als bei der Be-
reitstellung einer entsprechend großen Ausgleichsfläche.

Kenntnisnahme
Im Zuge der Bebauungsplanaufstellung wird der erforderliche Ausgleichsflä-
chenbetrag ermittelt und durch einen entsprechenden Anteil aus einem Öko-
konto abgegolten.
Die Verzinsung innerhalb des Ökokontos erfolgt im Rahmen der Ökokonto-
führung und nicht im Rahmen der B-Plan-Aufstellung.

Bei Nutzung eines Ökokontos wäre dessen Verfügbarkeit grundsätzlich
durch die zuständige Untere Naturschutzbehörde schriftlich zu bestätigen;
gleichfalls wäre eine Kopie des sowohl von Ökokonto-Inhaber als auch der
Gemeinde als Nutzer des Ökokontos unterzeichneten Nutzungsvertrags bei-
zufügen.
Nach Ermittlung des genauen Kompensationserfordernisses ist spätestens
zum Satzungsbeschluss des B-Plans der Kompensationsnachweis rechts-
sicher vorzulegen.

Kenntnisnahme
Im Zuge der Bebauungsplanaufstellung ist vorgesehen und wird umzusetzen
sein, bis spätestens zum Satzungsbeschluss ein geeignetes Ökokonto zuzu-
ordnen. Die zugehörige Verfügbarkeitsbestätigung soll dann beigebracht
werden.
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6. Kreis Rendsburg-Eckernförde, Schreiben vom 08.02.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Fachdienst Umwelt (untere Wasserbehörde, Abwasser)
Aus Sicht der unteren Wasserbehörde, Abwasser, bestehen keine Beden-
ken gegen die vorgelegten Entwürfe der Gemeinde zum B-Plan Nr. 5 und 6.
Änderung des F-Plans. Die Entwässerung ist auf die Bodengegebenheiten
angepasst, mit der Wasserbehörde abgestimmt und die Berechnungen zum
Wasserhaushalt (A-RW 1) vorgelegt. Abflussreduzierende Maßnahmen wie
teilweise NSW-Versickerung auf den Grundstücken sowie Gründächer auf
Nebenanlagen werden im Text zum B-Plan 5 festgeschrieben.

Kenntnisnahme

Hinweis:
Für die Durchleitung des Niederschlagwassers bis zum Verbandsgewässer
ist die Zustimmung der jeweiligen Flächeneigentümer erforderlich. Der Bau
und Betrieb des RRB ist, genau wie die Einleitung in das Gewässer Barlau
(Helenau), durch die Wasserbehörde zu genehmigen bzw. zu erlauben.

Kenntnisnahme

Fachdienst Umwelt (untere Bodenschutzbehörde)
Aus bodenschutzbehördlicher Sicht bestehen keine grundsätzlichen Beden-
ken gegen die Bauleitplanung der Gemeinde.

Kenntnisnahme

Bodenschutzrechtliche Aspekte sind in den Unterlagen (Begründung und
Umweltbericht „Scoping-Unterlage“) bereits größtenteils berücksichtigt.
Grundsätzlich gilt: Im Zuge der Baumaßnahmen sind die Vorgaben des Bau-
gesetzbuches (§ 202 BauGB - Schutz des humosen Oberbodens und § 34
Abs. 1 Satz 2,  BauGB - Wahrung der gesunden Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse), der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV, §§
6-8) des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG u.a. § 7 Vorsorge-
pflicht) sowie des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG u.a. § 2 und § 6) ein-
zuhalten.

Kenntnisnahme
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6. Kreis Rendsburg-Eckernförde, Schreiben vom 08.02.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Innerhalb des Plangeltungsbereiches befinden sich nach heutigem Kennt-
nisstand (Stand 01/2024) keine Altablagerungen und keine Altstandorte.
Sollten bei der Bauausführung organoleptisch auffällige Bodenbereiche an-
getroffen wer-den (z.B. Plastikteile, Bauschutt, auffälliger Geruch oder an-
dere Auffälligkeiten), ist die untere Bodenschutzbehörde des Kreises Rends-
burg-Eckernförde umgehend zu informieren.
Hinweise: Seit dem 01.08.2023 gilt übergangslos die neue Mantelverord-
nung mit der neuen Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung und der
Ersatzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV). Das bedeutet, dass erforderli-
che Analytik entsprechend von LAGA/DepV auf ErsatzbaustoffV/DepV um-
gestellt und der Parameterumfang der neuen BBodSchV beachtet werden
muss.
Für nicht wieder auf dem Flurstück verwendete Bodenmengen gilt:
Anfallender humoser Oberboden ist gemäß §6 und § 7 Bundesbodenschutz-
und Altlastenverordnung (BBodSchV) mindestens auf die in Anlage 1 Ta-
belle 1 und 2 der Verordnung aufgeführten Stoffe sowie TOC zu analysieren
und entsprechend zu verwerten. Der übrige Bodenaushub (mineralischer
Boden) ist zwingend nach den Vorgaben der Ersatzbaustoffverordnung
(EBV) Anlage 1 Tabelle 3 zu untersuchen und entsprechend den Ergebnis-
sen zu verwerten (vgl. §8 BBodSchV und §§ 14 und 16 EBV).

Fachdienst Verkehr (untere Straßenverkehrsbehörde)
Seitens der Straßenverkehrsbehörde bestehen hinsichtlich der verkehrli-
chen Erschließung / sonstiger straßenverkehrsrechtlicher Gegebenheiten
zum jetzigen Zeitpunkt keine Bedenken, da keine detaillierten Aussagen hin-
sichtlich der verkehrlichen Erschließung / Ausgestaltung getätigt werden.

Kenntnisnahme
Die Deklarierung der Straße erfolgt außerhalb des Bauleitplanverfahrens.

Sollte hier die Ausweisung als verkehrsberuhigter Bereich im Sinne von VZ
325 oder aber die Anordnung einer 30-Zone im Sinne von VZ 274.1-40 ge-
plant sein, wird auf die besonderen Voraussetzungen im Sinne der VwV-
StVO hingewiesen. Ggf. sollte hier vorher die direkte Rücksprache mit der
Straßenverkehrsbehörde gesucht werden.
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6. Kreis Rendsburg-Eckernförde, Schreiben vom 08.02.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Vorsorglich ergeht folgender Hinweis:
An der Einmündung von Erschließungsstraßen sind Sichtflächen gem.
RAST 06 (Ausgabe 2006) Ziff. 6.3.9.3 auszuweisen. Die Sichtflächen sind
von jeglicher Bebauung und Bepflanzung zwischen 0,80m und 2,50m Höhe
über Fahrbahnoberkante dauernd freizuhalten. Ggf. sind flankierende Maß-
nahmen wie (Halteverbot, Geschwindigkeitsbeschränkung, Lichtsignalanla-
gen etc.) erforderlich. Auch die Anlage von Müllcontainerstellplätzen sowie
die zum Einwerfen und zum Entleeren notwendigen Halteflächen müssen
außerhalb des Sichtfeldes vorgesehen werden. Innerhalb der Sichtflächen
dürfen keine Parkplätze ausgewiesen werden.

Kenntnisnahme
Die Sichtdreiecke zum Mühlenweg befinden sich auf öffentlichen Verkehrs-
flächen. Eine Beschränkung wird daher nicht festgesetzt.
Zu den Einfriedungen der privaten Grundstücksflächen wurde eine entspre-
chende Festsetzung aufgenommen.

Weitere Anregungen werden vom Kreis Rendsburg-Eckernförde nicht vor-
getragen. Nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung wird um
Vorlage des Abwägungsergebnisses gebeten. Ich bitte um Beteiligung im
weiteren Planverfahren.

Kenntnisnahme
Die Beteiligung erfolgt im weiteren Verfahren.

7. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, AG 29, Schreiben vom 30.01.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Hinweise
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir
für Hinweise und Informationen zu den Baugrundverhältnissen am Standort
auf den  NIBIS ®  Kartenserver. Die Hinweise zum Baugrund bzw. den Bau-
grundverhältnissen ersetzen keine geotechnische Erkundung und Untersu-
chung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotechnische
Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung des geotech-
nischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit
der DIN 4020 in den jeweils gültigen Fassungen erfolgen.

Kenntnisnahme
Es ist eine Baugrundbeurteilung (07/2023) erstellt worden. Die Ergebnisse
fließen in das Verfahren ein.
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7. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, AG 29, Schreiben vom 30.01.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine wei-
teren Hinweise oder Anregungen.
Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber
den raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berück-
sichtigen zu können. Die Stellungnahme wurde auf Basis des aktuellen
Kenntnisstandes erstellt. Die verfügbare Datengrundlage ist weder als par-
zellenscharf zu interpretieren noch erhebt sie Anspruch auf Vollständigkeit.
Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften
und Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen oder
objektbezogene Untersuchungen.

8. Arbeitsgemeinschaft der anerkannten Naturschutzverbände in Schleswig-Holstein, AG 29, Schreiben vom 09.02.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Die in der AG-29 zusammengeschlossenen Naturschutzverbände verweisen
hinsichtlich des Umfanges und des Detaillierungsgrades der Umweltprüfung
auf die in § 2 (4) und § 2a (2) BauGB sowie in der Anlage 1 des BauGB
festgelegten Standards.
Inhaltliche Anmerkungen oder Ergänzungen werden seitens der AG-29 nicht
vorgebracht.

Kenntnisnahme

9. Schleswig - Holstein Netz AG, Schreiben vom 20.07.2023
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Aufgrund Ihrer Anfrage teilen wir Ihnen mit, dass unsererseits keine Beden-
ken bestehen, sofern bei der Baumaßnahme unsere Versorgungsleitungen
berücksichtigt werden.
Für Ihre Planung notwendige Bestandspläne der Schleswig-Holstein Netz
AG erhalten Sie ab sofort auf unserer Homepage unter www.sh-
netz.com/Leitungsauskunft.

Kenntnisnahme
Im Rahmen der Beteiligungsverfahren ist es nicht möglich, private Abfrage-
portale zu überprüfen. Es wird um die Übermittlung von Plänen gebeten, so-
fern Leitungen in der Planzeichnung gekennzeichnet werden sollen. Andern-
falls ist eine Kennzeichnung nicht möglich.
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9. Schleswig - Holstein Netz AG, Schreiben vom 20.07.2023
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Im Sinne des aktuellen Trends zu einer vorrangig erneuerbaren Wärmever-
sorgung von Gebäuden passen wir unsere Strategie zur Netzerweiterung an
und werden neue Baugebiete nur auf ausdrücklichen Wunsch und schriftli-
cher Aufforderung durch die Gemeinde mit unserem Gasnetz erschließen.
Unsere Erfahrungen zeigen, dass eine Erschließung mit Erdgas für Kunden
im Sektor der Wohngebäude, aufgrund des gesunkenen Wärmebedarfes,
kein nachhaltiges Angebot mehr ist und wenig nachgefragt wird.
Bitte setzen Sie sich spätestens drei Monate vor Baubeginn mit uns in Ver-
bindung, wenn eine Erschließung mit Gas, z.B. für eine gewerbliche Nutzung,
weiterhin gewünscht und erforderlich ist.

Kenntnisnahme

10. Deutsche Telekom Technik GmbH, Schreiben vom 03.01.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netz-
eigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die
Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle
Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Plan-
verfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderli-
chen Stellungnahmen abzugeben.
Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: Gegen die o.a. Planung
haben wir keine Bedenken, weitere folgende Hinweise bitten wir aber zu be-
achten:

Kenntnisnahme

Generell gilt für zukünftige Baugebiete folgender Grundsatz:
Die Telekom prüft die Voraussetzungen zur Errichtung eigener TK-Linien im
Baugebiet. Je nach Ausgang dieser Prüfung wird die Telekom eine Aus-
bauentscheidung treffen.  Vor diesem Hintergrund behält sich die Telekom
vor, bei einem bereits bestehenden oder geplanten
Ausbau einer TK-Infrastruktur durch einen anderen Anbieter auf die Errich-
tung eines eigenen Netzes zu verzichten.

Kenntnisnahme
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10. Deutsche Telekom Technik GmbH, Schreiben vom 03.01.2024
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Im Fall eines Netzausbaus durch die Telekom, bitten wir aus wirtschaftlichen
Gründen sicherzustellen,

· dass für die hierfür evtl. erforderliche Glasfaserinfrastruktur in den Ge-
bäuden von den Bauherren Leerrohre vorzusehen sind, um dem politi-
schen Willen der Bundesregierung Rechnung zu tragen, allen Bundes-
bürgern den Zugang zu Telekommunikationsinfrastruktur =>50 MB zu er-
möglichen.

· dass für den Ausbau des Telekommunikationsnetzes im Erschließungs-
gebiet eine ungehinderte und unentgeltliche Nutzung der künftigen Stra-
ßen und Wege möglich ist,

· dass auf Privatwegen (Eigentümerwegen) ein Leitungsrecht zugunsten
der Telekom Deutschland GmbH eingeräumt und im Grundbuch einge-
tragen wird,

· dass eine rechtzeitige Abstimmung der Lage und der Dimensionierung
der Leitungszonen vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tief-
baumaßnahmen für Straßenbau und Leitungsbau durch den Erschlie-
ßungsträger erfolgt,

· dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungs-
plangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH unter der folgenden
Adresse so früh wie möglich, mindestens 6 Monate vor Baubeginn,
schriftlich angezeigt werden:
Deutsche Telekom Technik GmbH
PTI 11, Planungsanzeigen
Fackenburger Allee 31b
23554 Lübeck

Alternativ kann die Information gern auch als E-Mail zugesandt werden. Die
Adresse hat folgende Bezeichnung: T-NL-N-PTI-11-
Planungsanzeigen@telekom.de


